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Der 10‚ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 17° November 1967 durch

Dr„ T e s m e rSenat3präsident

, _\ „
\; — Vorsitzender —;

Bundesrichter 1 ‘ S a u t t e r‚
Bundesrichter 1' l Dr° B r o c k e,
Bundessozialrichter

\
S c h o f i s c h n und

Bundessozialrichterf H ö n l e
'

für Recht erkannt;

1) Auf die ?evision des Klägers wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts in München vom
26° Februar 1965 aufgehoben° . “f
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2) Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts in München vom 23° April 1964 wird

als unbeghindet zurückgewiesen°

3) Der Beklagte hat dem Kläger auch die außergericht-

' lichen Kosten des Berufungs— und Revisionsverfah—

rens zu erstatten() ° '

Der Kläger ist der Testamentsvollstrecker des Bild—

hauers Geord k KZ.R 11„— nachfolgend mit R° bezeich—

net —‚ der während des Berufungsverfahrens verstorben

ist° Rn beantragte im August 1947.Versorgung nach

dem Bayerischen Körperbeschädigten—Leistungsgesetz

(BKBLG)C Die damals zuständige Versorgungshehörde ge-

währte ihm daraufhin mit Benachrichtigung vom 16V Okto—

ber 1948 einen laufenden Vorschuß nach einer vorläufig

angenommenen Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um
60 VÖH„ in Höhe von monatlich? DM 35‚——„ Auf Grund

der Mitteilung des R° vom 30„ März 1950‚ daß er seit

etwa fünf Wochen kein Einkommen habe‚ erhöhte die Ver—

sorgungsbehörde mit Benachrichtigung vom 50 Mai 1950

den Vorschuß auf DM 78‚—— monatlich; Später stellte sie

mit Verfügung vom 20° Mai 1953 die Zahlung des Vor—

schusses von Ende Juni 1953 ab ein, weil nach den Er—

gebnis einer versorgungsärztlichen Nachuntersuchung

eine MDE in rentenberechtigendem Grade nicht mehr vor—
liege° Mit Bescheid vom 16° Juni 1955 erkannte die '

Versorgungsbehörde sodann verschiedene Schädigungs—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_3_

folgen mit einer MdB um 60 VOH„ für die Zeit vom

1° Februar 1947 nach dem BKBLG an und errechnete

eine an R„zu zahlende Nachzahlung für die Zeit

bis zum Inkrafttreten des Bundesversorgungsgesetzes

(BVG) von DM 447‚8o„ Sie übernahm die gleiche An—

erkennung der Schädigungsfolgen ohne ärztliche

Hachuntersuchung in den Umanerkennungsbescheid vom

175 Juni 1953 nach dem BVG und setzte die MdB

für die Zeit vom 10 Oktober 1950 bis 310 März 1953

mit 60 vnHo und für die Zeit vom 1° April 1953

mit unter 25 voH‚ fest„ In dem Bescheid wurde die

Gewährung einer Ausgleichsrente wegen des nachge—

‘wiesenen Einkommens des R„ abgelehnt? Das Versor—

gungsamt (VersorgA) errechnete für die Zeit vom 10

Oktober 1950 bis 51° März 1955 eine Überzahlung von

DM 1c355975„ Von diesem Betrag zog es die im Be—

scheid nach dem BKBLG vom 16° Juni 1953 errechnete
Nachzahlung von DM 447,80 ab, so daß sich noch eine

überzahlte Rente von DM 907‚95 ergab° Hierzu ist
in dem Bescheid weiter ausgeführtz“ Wegen der Rück—

forderung erhalten Sie nach nochmaliger Prüfung

Ihrer Einkommens— und Wirtschaftsverhältnisse später

gesondert Bescheid"„ Gegen diesen Bescheid legte

der Kläger Berufung alten Rechts ein, ä.e als Klage

auf das Sozialgericht (SG) überging° Er wandte sich

in dem Verfahren ausschließlich gegen die Entziehung

der Rente für die Zeit nach dem 10 April 1953 und

beantragte ua9 ihm von diesem Zeitpunkt an Rente

nach einer MdE von mindestens 25 V„H° zu gewähren,

Die Klage wurde abgewiesen; das Landessczialgericht
(LSG) hob auf die Berufung des Klägers das Urteil des

SG vom 26° März 1957 auf und verurteilte den Beklagten
unter Abänderung des Bescheides vom 17° Juni 1953?
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dem Kläger vom 1„ April 1953 an Rente nach einer MdB

um 25„ V„Ho zu gewähren(Urteil vom 20 März 1961)0

Das VersorgA erteilte nunmehr am 25„ Mai 1961 den auf

5 47 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der

(riegsopferversorgung (VeerG) gestützten Bescheid;

in dem es ausführte9 daß im Bescheid vom 17„ Juni 1953

“rechtskräftig" festgestellt worden sei? daß R; in Höhe

von DM 907,75 (muß heißen: DB 907„95) Versorgungsbezige

zu Unrecht erhalten habe° Nach 5 47 Abs„ 1 VeerG

seien alle zu Unrecht empfangenen Leistungen "grund—

sätzlich" zurückzuzahlen; der Einwand der nicht vor-

handenen Bereicherung sei ausgeschlossen„ Der Betragl

von DM 907„95 werde von der Nachzahlung "ltc Ausfüh-

rungsbescheid vom 26° Mai 1961 auf Grund des Urteile

des Bayerischen LSG vom 20 März 1961 einbehalten”c ■iese

Ankündigung führte das VersorgA im Ausführungsbeecheid

vom 260 Mai 1961 auch aus„ Es behielt den zurückgeforderw

ten Betrag von der dem R„ für die Zeit ab 10 April ‘

1953 nach einer MdB um 250 V„H„ zu gewährenden Nach—

zahlung eine Der Widerspruch des Ro war erfolglos
% >

'
'Widerspruchsbescheid vom 21„ Dezember 1961)0

Das SG hat mit Urteil vom 23° April 1964 den Bescheid

vom 250 Mai 1961 idF des Widerspruchsbescheides vom

210 Dezember 1961 aufgehoben und zur Begründung vor—

nehmlich ausgeführt, daß die Rückerstattungsfordertng

dem Freistaat Bayern‚ nicht der Bundesrepublik Deutsch—

land, als Gläubiger zusteheo Daraus folge die Anwend—

barkeit des Art; 124 des Bayerischen Ausführungsgesetzes

zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 9° Juni 1899 (AGBCB)—

Hiernach seien öffentlich—rechtliche Forderungen des

Staates Bayern nach drei Jahren, nachdem sie geltend

gemacht werden konnten? erloschen„ Diese Frist sei in

vorliegenden Fall abgelaufeno
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Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Berufung ein—

gelegt° Das LSG hat auf die Berufung mit Urteil vom
26° Februar 1965 das Urteil des SG München vom 230

April 1964 aufgehoben und die Klage gegen den Rück—'

forderungsbescheid vom 25° Mai 1961 idF des Wider—

spruchsbescheides vom 21c Dezember 1961 abgewiesen„

Cs hat ausgeführt,der von der Versorgungsbehörde

geltend gemachte Rückerstattungsanspruch sei nicht

etwa erloschen„ Entgegen der Auffassung des SG sei

der von einer Versorgungsbehörde des Freistaates Bay—

ern gegen einen Versorgungsberechtigten geltend ge—

machte Rückforderungsanspruch nicht ein Anspruch

des Freistaates Bayern, sondern der Bundesrepublik

Beutechland‚die materiell-rechtlich Gläubiger oder

Schuldner aus einem Versorgungsrechtäverhältnis"nach dem

BVG sei„ Wenn aber der Bund Gläubiger des gegen R„

mit Bescheid vom 25° Hai 1061 geltend gemachten

Rückforderungsanspruchs sei9 dann könne Art° 124

AGBGB nicht angewandt werden, weil diese Vorschrift

des Bayerischen Landesrechts voraussetze‚ daß ein.

öffentlich—rechtlicher Anspruch des Freistaates

Bayern besteht° Die Rückerstattungsforderung sei

also nicht nach Art„ 124 AGBGB erloschen? sie sei

Vielmehr zu Recht erhobene Dies sei nicht schon

mit dem bindend gewordenen Verwaltungsakt vom

17„ Juni 1955 (Umanerkennungsbescheid;geschehen‚ da
mit diesem noch nicht darüber entschieden w rden sei‚

ob R„ den zu Unrecht empfangenen Betrag von DM 907,95
zurückzuzahlen hat„ Vielmehr habe die Versorgungs—

behörde erstmalig den Rückforderungsanspruch mit

dem jetzt anäef00htenen Bescheid vom 25° Mai 1961

erhoben„Dieser Bescheidsei nicht etwa deshalb
rechtswidrig‚ weil in ihm noch keine Entscheidung der

Versorgungsbehörde nach 5 47 Abs„ 4 VeerG enthalten
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sei° Ro könne auch nicht mehr damit gehört werden? daß

in dem Umanerkennungsbescheid zu Unrecht eine Über—

zahlung von DM 907‚95 festgestellt worden sei? da dieser

Bescheid insoweit bindend geworden und daher eine noch—

malige gerichtliche Überprüfung ausgeschlossen seio

Selbst wenn aber eine nochaalige sachliche Überprüfung

zulässig wäre, so würde diese ergeben9 daß tatsächlich

die Rente in der bezeichneten Höhe zu Unrecht gezahlt

worden ist„ Die Rückforderung sei daher nach 5 47

Abs„ 1 VeerG gerechtfertigt; diese Vorschrift erfasse

alle anhängigen Rückforderungsf'ellle9 auch wenn es sich

— wie im vorliegenden Fall — um die Rückforderung von

Rentenvorechüssen handelea .!

Ferner sei der Rückforderungsanspruch im Zeitpunkt

seiner Geltendmachung vom 25o Mai 1961 noch nicht ver—

jährt‚ Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

—BSG—(BSG 19‚_88) verjäh■en in entsprechender Anwen—

dung des @ 197 BGB nur Rückstände von VOrsorgungsrenten

in Vier Jahren, nicht aber Rückforderungsansprüche der

Versorgungsbehörde gegenüber den Versorgungsberechtig—

teno Für die Ansprüche auf Erstattung zu‚Unrecht ge—

zahlter Versorgungsbezüge gelte die allgemeine Verjäh—

rungsfrist von 30 Jahrenc Die Geltendmachung des Rück_

forderungsanspruchs hinsichtlich der im Umanerkennungs-

bescheid vom 179 Juni 1953 festgestellten überzahlten

Versorgungsbezüge durch den angefochtenen Bescheid vom

250 Mai‘1961 stelle auch keine unzulässige Rechtsaus—

ubung der: Zwar habe das BSG (BSG 21, 27) die Rechts—

ausübung dann als unzulässig bezeichnet‚ wenn die Ver—

sorgungsbehörde Rückforderungsansprüche für einen Zeit—

raum geltend mache‚ der mehr als vier Jahre seit Beginn

des Jahres zurückliege9 in dem der Rückforderungsbe—

scheid ergangen sei„ Dieser Grundsatz könne aber im
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vorliegenden Falle Schon deshalb keine Anwendung

finden, weil dem vom BSG entschiedenen Rechtsstreit

ein anderer Sachverhalt zugrunde liege° Die Versor—

gungsbehörde habe nämlich nach dem Erlaß des Uman—

erkennungsbescheides vom 170 Juni 1955 erst im Mai

1961 tätig werden können, weil R° den Umanerkennungs—

weh id angefochten habe° Bis zum Abschluß dieses

gerichtlichen Verfahrens habe es in seinem Belieben

gestanden, durch eine Klageerweiterung etwa für den

Zeit i’aum vom 1 Oktober 1950 bis 1„ März 1953 auch

nte nach einem höheren Grad der MdB als um 60 v‚H°

%
0

") aber die Au8gleichsrente zu fordern‚ Von dem

Au Mgng dieses gerichtlichen Verfahrens sei daher

der Quclforderunhsanspruch den Grunde und der Höhe

nach abhängig geweseno Nach Abschluß dieses gericht—

lichen Verfahrens sei aber die Versorgungsbehörde

gnverzüglich tätig geworden9 denn sie habe bereits

im Mai 1961 den Rückforderungsbescheid erlassen„

Die Versorgungsbehörde sei mithin im vorliegenden

Fall in der Zeit von 1953 bis 1961 nicht untätig
geblieben‚ obwohl sie hätte tätig werden können?

Der Rückiorderungsbescheid vom 25° Mai 1961 sei so—
mit zutreffend ergangen°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen dieses am 18° März 1965 zu5es tellte Urteil

hat der Kläger mit Schriftsatz vom 12° April 1965?

beim BSG am 15„ April 1965 eingegangen‚ Revision

eingelegt und diese innerhalb der bis zum 18„ Juni

1965 verlängerten Revisionsbegründungsfrist mit einem

am 161 Juni 1965 beim BSG eingegangenen Schriftsatz

vom 14 Juni 1965 begründet ‘
. . -„Jf
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Er beantragt zu erkennen:

1) Das Urteil des 7
Senats

des Bayerischen LS? in

Mü.nchen Az„: L 7 V 718/64 vom 26 Februar 196
wird aufgehoben° - _

“ ?

2) Der Beklagte hat die Kosten des Berufungsverfe:.rens

und die Kosten des Revisionsverfa -1rens zu t1e gen;

Der Kläger rügt eine Verletzung materiellen Peehts soaie

die Verletzung der @@103 und 128 des Sozialgerichts-

gesetzes (SGG) durch das LSG° Er trägt hierzu mit

näherer Begründung vor, die Auffassung des LSG5 daß

nicht der Freistaat Bayern, sondern die Bundes re1:uolik

Deutscllland 1nateriell— rechtlich Gläubiger und Schuldner

der Ansprüche aus dem Versorgungsrechtsverhältm s ist

sei unrichtiß‘c Insoweit werde d11e Verletzung des ;rt:

124 AGBGB gerügt„ Ebenso sei die Auffassung des LSG

unzutreffend9 daß die Versorgungsbehörde eine Prü-

fung im Rahmen des 5 47 Abs:) 4 VeerG erst dann ver—

zunehmen hat‚ wenn festgestellt ist‚ daß ein Rückfor—

derungsanspruch besteht: Entgegen der Meinung des LSG

sei der Anspruch auf Rückforderunge auch verjährt. In—

soweit müßten die vom BSG entwickelten Grundsätze

über die Verjährung von rucks tändig n Renten nsprüchen

auf Rückforderungs; nsprüche entsprechend an Me\ ndt

werden9 andernfalls wa re der Vers
orgungsberechtigte

schlechter gestellt als die Versorgungsbehörde; dies

verstoße aber gegen Arte 3 des Grundgesetzes (GC) Auf

jeden Fall stelle die Rückforderung des Beklagten eine

unzulässige Rechtsausübung dar„ Der Belzla;te sei in

der Lage gewesen9 unmittelbar nach Brlaß des Uma_ner—

kennungsbescheides die Rückforderung geltend zu machen°

In dem gegen den Umanerkennungsbeseheid gerichteten

Verfahren sei einzig und allein die Höhe der MdB ab

_9._
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1° April 1955 streitig'geweseno Die Überzahlung

aus der Zeit vom 1° Oktober 1950 bis zum 51° März

1953 habe nicht im Streit gestanden, so daß die

Versorgungsbehörde die Rückforderung schon damals

hätte geltend machen können„ Sie sei aber von 1953

bis Mai 1961 untätig geblieben° In weiteren Ausfüh—

rungen rügt der Kläger noch eine Verletzung der

55 103 und 128 durch das Sega Im übrigen wird zur
erstellung des Vorbringens des Klägers auf die

Revisionsbegründung vom 14„ Juni 1965 Bezug genom-

men„

Der Beklagte und der Beigeladene beantragen?

die Revision des Klägers gegen das Urteil des

7" Senats des Bayerischen LSG vom 26° Februar

1965 zurückzuweisene

Sie halten das angefochtene Urteil für zutreffend°

Wegen des Vorbringens im einzelnen wird auf die

Schriftsätze vom 39 August 1965 und 28° September

1965 Bezug genommene

Die durch Zulassung gem„ @ 162 Abs° 1 Nrc 1 SGG
statthafte Revision_des Klägers ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet worden (@@1649 166
SGG)O Sie ist zulässig und auch begründet„

Der durch den Tod des Re am 20° Oktober 1964 unter—

brochene Rechtsstreit ist durch den mestnmentsvoll-

strecker Oberlandesgerichtsrat Dr° W31131111 wieder

aufgenommen worden,

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Bescheid vom
250 Mai 1961 rechtmäßig ist‚ wonach R„ die im Umaner—
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kennungsbescheid vom 170 Juni 1953 errechneten über—

zahlten Rentenbeträge in Höhe von DM 907995 an den

Beklagten zurückzuzahlen hat° Das LSG hat zu Unrecht

die Rückerstattungsverpflichtung des R„ bejaht; denn

diese Geltendmachung der Rückforderung durch den Be_

klagtcn stellt jedenfalls eine unzulässige Rechtsaus—

übung dari Es kann somit dahinstehen, ob die Rücker—

stattungsforderung dem Freistaat Bayern als Gläubiger

zusteht und daher diese Forderung bei Erlaß des Rück—
forderungsbescheidääfggm„ Art„ 124 AGBGB wegen der seit

der Feststellung der Überzahlung abgelaufenen drei

Jahre erloschen war, oder ob vielmehr die Bundesrepu—

blik Deutschland die Gläubigerin der Rückerstattungs—

forderung ist (s° dazu BGHZ 30‚ 162 und LSG Bremen in

BVBl 1961‚ 26)‚ so daß sie noch nicht erloschen war

und erst nach 50 Jahren verjähren würden Dadurch? daß

die Versorgungsbehörde von der Feststellung der Übere

zahlung im Umanerkennungsbescheid vom 175 Juni 1955

bis zum Erlaß des hier streitigen Rückforderungsbe—

scheides vom 25° Mai 1961 fast acht Jahre untätig ge_

blieben ist, hat sie ihr Recht zur Geltendmachung der

Rückforderung verwirkt„ Wie der erkennende Senat in

seinem Urteil vom 170 April 1964 (BSG 21‚ 27) eingehend
ausgeführt hat9 stellt es eine unzulässige Rechtsausübrqe

dar, wenn die Versorgungsbehörde Rückforderungsan«

sprüche nach 5 47 Abso 2 VeerG für einen Zeitraum

geltend macht, der mehr als Vier Jahre seit Beginn des

Jahres zurückliegt9 in dem der Rückforderungsbescheid

ergangen istc Die Versorgungsansprüche eines Berech—

tigten wie der Rückforderungsanspruch der Versorgung”—

behörde im Falle zu Unrecht gezahlter Versorgungsbe—

Züge beruhen auf demselben Hechteverhältnisf Daher '

muß für die Geltendmachung beider Ansprüche in zeitlicher

Hinsicht im Hinblick auf den Grundsatz von Treu und

Glauben, der auch das öffentliche Recht beherrschte

eine entsprechende gleiche Regelung für die zeitliche
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Geltendmachung beider Ansprüche Platz greifen,

Rentenansprüche nach dem BVG verjähren nach dem

auffdiesem Rechtsgebiet entSprechend anzuwendenden

@ 197 BGB in vier Jahren (BSG 19, 88)° Wenn auch

für den Rückforderungsanspruch der Versorgungsbe—

hörde keine derart kurze Verjährungsfrist vorgesehen

ist, so stellt es nach Auffassung des Senats aber

eine unzulässige Rechtsausübung dar, wenn die Ver—

sorgungsbehörde Rückforderungsansprüche nach 5 47

VeerG für einen Zeitraum geltend macht, der mehr als

vier Jahre seit Beginn des Jahres zurückliegt, in

dem der Rückforderungsbescheid ergangen ist, und

der Versorgungsberechtigte der Auffassung sein konnte,

der Rückforderungsanspruch werde nicht mehr geltend

gemacht werden (vgl„ zur Verwirkung allgemein BSG 7

s, 199/200)° Unter Berücksichtigung des Grundsatzes

von Treu und Glauben muß sich für beide Beteiligten

eine gleiche Rechtslage aus einer Untätigkeit erge—

ben, Wenn der Versorgungsberechtigte, der nach Ablauf

der Verjährungsfrist Rentenansprüche geltend macht,

diese wegen Verjährung nicht mehr durchsetzen kann,“

so entspricht es bei einem Rückforderungsanspruch,

welcher demselben Rechtsverhältnis entspringt und

welchem eine Überzahlung auf einen Versorgungéan—

spruch hin zugrunde liegt, der Billigkeit, den Rück—

forderungsanspruch der Versorgungsbehörde in entsprechen—

der Weise zu beschränken und für einen Zeitraum, der

über vier Jahre zurückliegt, wegen unzulässiger

Rechtsausübung zu verneinen° Hierbei ist wegen der

damit beabsichtigten Gleichstellung der Beteiligten

zu berücksichtigen, daß die Verjährung des Versor—

gungsanspruchs in entsprechender Anwendung des 5 197
BGB nach 5 201 BGB erst mit dem Schluß des Jahres
beginnt, in welchem der nach den 55 198 bis 209 BGB
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maßgebende Zeitpunkt eintritt° Im angekehrten Falle

kann also entsprechend beim Rückforderungs anspruch der

Versorgungsbehörde bei der Berechnung der Frist von

4 Jahren das Jahr nicht berücksichtigt werden9 in dem

der Rückforderungsbescheid nach @ 47 feerG erg„n gen

ist (vgi„ BSG Urtc va 25„8066 - sw 544@65—)c Ob die
Verwirkung von Rückforderungsansprüchen unter besonderen

Umständen auch in kürzeren Zeiträumen eingetreten sein

kann (vgl„ BSG — Urtc Vo 6012„66 — 9 RV 568/64 und

V0 2103„67 — 9 RV 392/64), bedarf hier keiner Brörte1ung

Jedenfalls ist regelmäßig das Recht auf Rückforderung

zu Unrecht gezzihlte Versorgungsbezüge dann verwirkt,

wenn die Versorgungsbehörde in einem Zeitraum untätig

gewesen ist9 der mehr als 4 Jahre seit Beginn des

Jahres zurückliegt, in dem der Rückforderungsbescheid

rgangen ist, so da? der Versorgungseerechti te nach

Treu und Glauben annehmen konnte, die Versorgungsbehörde

erde einen Rückforderungsanspruch nicht mehr geltend

macheno Bei Anwendung dieser Grund tze stellt es imSC.

vorliegenden Fall eine unzulässige Re 0 b.
;

(7
;

tsau usü.oung arg

wenn der Beklagte im Jahre 1961 mit seiner Ehe

derungsbescheid vom 25° Mai 1961 erstmals den Erstat_

tungsanspruch gegenüber R„ wefen einer Forderung geltend

gemacht hat, die er bereits mit Bescheid vom 173 Juni

1953 als überzahlt errechnet hatte, Dieser Bescheid

selbst stellte noch keine Geltendmachung einer Rick—

forderung dar9 wie das LSG zutreffend erkannt hat, In

dem Umanerkennungsbegeheid vom 17„ Tuni 1953 hatte die‘

Versorgungsbehörde nur die Rente nach dem BVG umge—

stellt und eine Rentenüberzahlung in Höhe von DM °C! )5

fescg estellt Die Rückerstattung dieses Betrages war
nicht gefordert, sondern hierzu gesagt werden:“ Wegen

der Rückforderung erhalteansie nach nochmaliger Fru—

fung Ihrer Einkommens— und Wirtschaftsverhältnisse
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später gesondert Bescheid"° Damit hatte die Vere

sorgungsbehörde zu erkennen gegeben, daß sie eine

Rückforderung noch nicht geltend machen? sondern

sich dies vorbehalten wolle° Wenn sie — ohne hin—

sichtlich der vorbehaltenen Rückforderung Erklärun—

gen abzugeben oder Handlungen vorzunehmen — dann

erst nach etwa acht Jahren von ihrem Recht, die

überzehlten Beträge zurückfordern, Gebrauch ge—

macht hat, so stellt dies im vorliegenden Fall eine

unzulässige Rechtsausübung dar, ihr Anspruch war

bereits verwirkt° Der Versorgungsberechtigte R;

konnte annehmen‚ daß die Versorgungsbehörde nach

so langer Zeit die überzahlten Rentenbeträge nicht

3ehr zurückfordern werde° Der gegenteiligen Auf—

fassung des LSG, der Anspruch sei nicht verwirkt

gewesen, kann nicht gefolgt werden° Diese Ansicht

läßt sich nicht mit dem Hinweis rechtfertigen; die

Versorgungsbehörde hätte erst nach Abschluß des

gerichtlichen Verfahrens über die Rechtmäßigkeit

des Umanerkennungsbescheides vom 17‚ Juni 1953 den

Rückforderungsanspruch geltend machen können‚ auch

{hätte der Kläger noch in diesem gerichtlichen Ver—

fahren durch eine Klageerweiterung "etwa für den

Zeitraum vom 1° Oktober 1950 bis 1° März 1953

auch Rente nach einem höheren Grade der MdB als

um 60 V„H„ und auch die Ausgleichsrente EH for—

dern“äkönnen‚ so daß von dem Ausgang dieses Verfah—

rens der Rückforderungsanspruch dem Grunde und der

Höhe nach abhängig gewesen sein Durch das erwähnte

Verfahren war die Versorgungsbehörde jedoch nicht

gehindert? ihren Rückforderungsanspruch geltend zu
macheno In jedem Verfahren hatte Re den Umanerken—
nungsbescheid vom 17„ Juni 1953 nur insoweit angefoch—

ten? als ihm ein Rentenanspruch für die Zeit nach
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dem 1° April 1953 von der Versorgungsbehörde versagt

werden war° Das LSG hat daher in jenem Verfahren nur

über die Gewährung einer Rente für die Zeit vom 10 April

1953 an entscheiden dürfen und hat tatsächlich auch nur

in dem rechtskräftig gewordenen Urteil vom 2„ Härz

1961 insoweit entschieden: Der Umanerkennungso oe&elm id

vom 17„ Juni 1953 war hinsichtlich der errechneten

Rentenüberzahlung in Höhe von 907,95 DM ach Ablav.f

von 1 Monat bereits deshalb verbindlich geworden? weil

R„ sowohl seinen Widerspruch als auch seine „lage nu.r

auf die Gewährung von Rente vom 1„ April 1955 an be—

schrankt und die Höhe der Uberzzahlung nicht e-ngefochten

hatte, so daß insoweit eine Klageerweiterung in dem

früheren Verfahren überhaupt nicht zulässig gewesen wäre„

Selbst wenn die Versorgungsbehörde der Auffassung gewesen
sein sollte, der Kläger könne im‘ m’ege der Klageerweiter«

ung den Bescheid vom 17° Juni 1955 auch inSoweit eniech—

ten, als darin eine Überzahlung von 907995 DH festge—

stellt ist, so war auch bei dieser Auffassung die Ver-

sorgungsbehörde gehalten? in einem angemessenen Zeit-

raum vor Ablauf von vier Ja11ren na011 Er laß des Umaner—

kennungsbescheides entweder einen Bescheid über die

Rückforderung zu erlassen oder sonst Handlungen vorzu—
nehmen9 aus denen R„ entnehmen mußte9 daß er mit der

Geltendmachung der Rückforderung rechnen ntisse Das

Vesensmerkmal der Verwirkung liegt ua in der Erm7-c?un■

der Vorstellung beim Schuldner? daß eine Fordoerunn gegen
ihn nicht geltend gemacht werde; diese Vorstellung wurde

aber nicht dadurch ze rstät und der Eintritt der Verwi r«

kung verhindert, daß die Versorgungsbehörde eine Ansicht

vertrat‚ die sie dem Kläger nicht mitteilte und zu deren

Entstehung der Kläger auch nicht bei etragcn hatte‚ de

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 15 _

er niemals in jenem Verfahren die Feststellungf'

der Überzahlung in seinen Prozeßanträgen in Frage

gestellt hät° Mit dem Abschluß des früheren gericht—
lichen Verfahrens wurde nur die Einziehung der Über—

zahlung erleicltzrt° Eine derartige Erleicherung der

Einziehung zu Unrecht gezahlter Rentenbeträge, d‚h‚

die Erleichterung der Befriedigung eines geltend

zu machenden Rückforderungsan3pruches stellt aber

keinen ausreichenden Grund dar? um fast acht Jahre

die Entscheidung darüber hinauszuschieben‚ ob die

im Bescheid vom 17° Juni 1953 berechneten überzahl—

ten Rentenbeträge von dem Berechtigten zurückgefor—

iert werden sollen° Die Frage, ob und in welchem Um—

1ange ein Gläubiger die Befriedigung seiner Forderung

durch Zahlung des Schuldners, durch Aufrechnung oder

durch eine Zwangsvollstrcckung erreichen kann‚ be—

rührt ebensowenig wie den Ablauf von Verjährungs—

fristen auch nicht den Ablauf ahderer Fristen, die

— wie hier bei der Verwirkung trotz Bestehens der

Forderung — deren Geltendmachung später ausschließen‚

Der Ablauf solcher Fristen tritt unabhängig davon

ein‚ welche Motive oder andere Erwägungen den

Gläubiger bewogen haben, seine Forderung nicht in—

nerhalb einer solchen Frist so geltend zu machen?

daß er vor Rechtsverlusten bewahrt wird° Was für den

privaten Gläubiger gilt9 muß insoweit auch für den

Gläubiger einer öffentlich—rechtlichen Forderung gel—

ten„ Die Versorgungsbehörde wußte mit der Neuberech—

nung der Rente nach dem BVG im Umanerkennungsbescheid

vom 17‚ Juni 19539 daß ein Rentenbetrag von 907‚95 DM

an RC überzahlt worden war° Irgendwelche Hindernisse,

die der Geltendmachung der Rückforderung dieses über—

zahlten Rentenbetrages entgegenstanden, waren aber für

die Versorgungsbehörde nicht vorhandene Die Umstände

des vorliegenden Falles rechtfertigen es daher‚ den
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Zeitablauf von fast acht Jahren zwischen der Feststellung der

Überzahlung im Bescheid vom 17„ Juni 1953 und der Geltend—
machung der Rückforderung im Bescheid vom 25c Mai 1961 als

so erheblich anzusehen? daß Re mit einer Geltendmachung der

Rückforderung nicht mehr zu rechnen brauchte und sich die

Geltendmachung durch die Versorgungsbehörde„ als eine unzu—
lässige Rechtsausübung im Sinne der oben zitierten Recht—

sprechung des SG darstellt° Der Anspruch auf Rückerstattung-

der festgestellten Überzahlung war also bei Hrlaß des engen

fochtenen Rückforderungsbescheides vom 25; Mai 1961 verwirkt„

so daß der Beklagte die in der Zeit vom 1‚ 'ktober 1950 bis

50° Juni 1953 an R: überzahlte Rente in Höhe von 907,95 DM

nicht mehr zurückfordern darf und der angefochtene Bescheid

rechtswidrig ist°

Das angefochtene Urteil des LSG war daher aufzuhebenc ua des

SG in seinem Urteil vom 23„ April 1964 den Rückforderungsbe—

scheid vom 250 Mai 1961 in Gestalt des Widerspruchsbescheide;

vom 21° Dezember 1961 im Ergebnis zutreffend als rechtswidrig

angesehen und diesen Bescheid aufgehoben hat‚ var die Beru_

fung des Beklagten gegen dieses Urteil als unbegründet zurücl—

zuweisen° Der Beklagte wird nunmehr den bereits einbehalte-

nen Betrag von DM 907795 an den Kläger auszuzahlenhaben°

Die Kostenentscheidung ergeht gemäß 9 193 Abs„ 1 SGG„
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